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Ent wu r f 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


6. I m § 8 wird die folgende Ziffer 10 an- 
gefügt: 


„10. bei den der Körperschaftsteuer 
unterliegenden Gewerbebetrieben 
die Ausgaben im Sinn des § 11 
Absatz 1 Ziffer 5 des Körper- 
schaftsteuergesetzes.“ 


7. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle des bisherigen Satzes 1 
der Ziffer 1 treten die beiden folgen- 
den Sätze: 

„l.drei vom Hundert des Einheits- 
werts des zum Betriebsvermögen 
des Unternehmers gehörenden 
Grundbesitzes, soweit er nicht zu 
Betriebstätten im Sinn des § 2 Ab- 
satz 5 Satz 1 gehört; maßgebend ist 
der Einheitswert, der auf den letz- 
ten Feststellungszeitpunkt (Haupt- 
feststellungs-, Fortschreibungs- oder 
Nachfeststellungszeitpunkt) vor 
dem Ende des Erhebungszcitraums 
(S 14 Absatz 2) lautet. Hat die 
Steuerpflicht nidit während des 
ganzen Erhebungszeitraums (§ 14 
Absatz 2) bestanden, so vermindert 
sich die Kürzung auf soviel Zwölf- 
tel, wie die Steuerpflicht volle oder 
angefangene Kalendermonate im 
Erhebungszeitraum bestanden hat.“ 

b) Ziffer 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. die Anteile am Gewinn einer 
offenen Handelsgesellschaft, einer 
Kommanditgesellschaft oder einer 


6. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 8 treten an die Stelle des 
bisherigen Satzes 2 die beiden folgen- 
den Sätze: 

„Das gilt, soweit die Miet- oder 
Pachtzinsen beim Empfänger zum 
Gewinn aus Gewerbebetrieb gehö- 
ren, nur dann, wenn ihr Jahres- 
betrag 250 000 Deutsche Mark über- 
steigt« Maßgebend ist jeweils der 
Jahresbetrag, den der Mieter oder 
Pächter für die Benutzung der zu 
den Betriebstätten eines Gemeinde- 
bezirks gehörigen fremden Wirt- 
schaftsgüter an einen Vermieter 
oder Verpächter zu zahlen hat;“ 

b) Die folgende Ziffer 10 wird angefügt: 

„10. bei den der Körperschaftsteuer 

unterliegenden Gewerbebetrieben 
die Ausgaben im Sinn des § 11 
Ziffer 5 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes mit Ausnahme der bei 
der Ermittlung des Einkommens 
abgezogenen Ausgaben zur För- 
derung wissenschaftlicher Zweche.“ 

7. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


anderen Gesellschaft, bei der die Ge- 
sellschafter als Unternehmer (Mit- 
unternehmer) des Gewerbebetriebs 
anzusehen sind, wenn die Gewinn- 
anteile bei Ermittlung des Gewinns 
(§ 7) angesetzt worden sind.“ 


12. Im § 12 erhalten die Absätze 4 und 5 
die folgende Fassung: 


c) Die folgenden Ziffern 4 und 5 wer- 
den angefügt: 

„4. die nach § 8 Ziffer 8 dem Gewinn 
aus Gewerbebetrieb eines anderen 
hinzugerechneten Miet- und Pacht- 
zinsen, wenn sie bei der Ermitt- 
lung des Gewinns berücksichtigt 
worden sind, 

5. die nach den Vorschriften des 
Einkommensteuergesetzes bei der 
Ermittlung des Einkommens abge- 
zogenen Ausgaben zur Förderung 
wissenschaftlicher Zwecke, soweit 
sie aus Mitteln des Gewerbe- 
betriebs einer natürlichen Person 
oder Personengesellschaft (§ 2 Ab- 
satz 2 Ziffer 1) entnommen wor- 
den sind.“ 

12. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 2 erhält Ziffer 2 die fol- 
gende Fassung: 

„2. die Werte (Teilwerte) der nicht 
in Grundbesitz bestehenden Wirt- 
schaftsgüter, die dem Betrieb die- 
nen, aber im Eigentum eines Mit- 
unternehmers oder eines Dritten 
stehen. Das gilt, soweit die Wirt- 
schaftsgüter zum Gewerbekapital 
des Überlassenden gehören, nur 
dann, wenn die im Gewerbekapi- 
tal des Überlassenden enthaltenen 
Werte (Teilwerte) der überlasse- 
nen Wirtschaftsgüter 2,5 Millionen 
Deutsche Mark überstei^?en. Maß- 
gebend ist dabei jeweils die Summe 
der Werte der Wirtschaftsgüter, 
die ein Vermieter oder Verpächter 
dem Mieter oder Pächter zur Be- 
nutzung In den Betriebstätten 
eines Gemcindebezirks überlassen 
hat.“ 

b) Im Absatz 3 wird die folgende Zif- 
fer 3 angefügt: 

„3. die nach Absatz 2 Ziffer 2 dem 
Gewerbekapital eines anderen hin- 
zugerechneten Werte (Teilwerte), 
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Entwurf 


„(4) Nidit zu berücksichtigen sind: 

1, das Gewerbekapital von Betrieb- 
stätten, die das Unternehmen im 
Ausland unterhält; 

2, das Gewerbekapital, das auf Be- 
triebstätten im Sinn des § 2 Absatz 5 
Satz 1 entfällt. 

(5) Maßgebend ist der Einheitswert, 
der auf den letzten Feststellungszeit- 
punkt (Hauptfeststellungs-, Fortsdirei- 
bungs- oder Nachfeststellungszeit- 
punkt) vor dem Ende des Erhebungs- 
zeitraums lautet.“ 


34. Hinter § 35b wird der folgende Abschnitt 
IVe eingefügt: 


„Abschnitt IV c 

Durdiführung 
S 35c 

Ermächtigung 

( 1 ) Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bundes- 
rates 

1. zur Durchführung des Gewerbe- 
steuergesetzes Rechtsverordnungen 
zu erlassen 

a) über die Abgrenzung der Steuer- 
pflicht, 

b) über die Ermittlung des Ge- 
werbeertrags und des Gewerbe- 
kapitals, 

c) über die Festsetzung der Steucr- 
meßbeträge, 

soweit dies zur Wahrung der Gleich- 
mäßigkeit der Besteuerung und zur 
Vermeidung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen erforderlich ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

soweit sie im Einheitswert des 
gewerblidien Betriebs des Eigen- 
tümers enthalten sind;“ 

c) Die Absätze 4 und 5 erhalten die fol- 
gende Fassung: 

„(4) Nicht zu berücksichtigen sind: 

1. das Gewerbekapital von Betrieb- 
stätten, die das Unternehmen im 
Ausland unterhält; 

2. das Gewerbekapital, das auf Be- 
triebstätten im Sinn des § 2 Ab- 
satz 5 Satz 1 entfällt. 

(5) Maßgebend ist der Einheits- 
wert, der auf den letzten Feststel- 
lungszeitpunkt (Hauptfeststellungs-, 
Fortschreibungs- oder Nachfeststel- 
lungszeitpunkt) vor dem Ende des 
Erhebungszeitraums lautet.“ 

34. Hinter § 35b wird der folgende Abschnitt 
IVe eingefügt: 


„Abschnitt IV c 

Durchführung 
§ 35 c 

Ermächtigung 

Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, mit Zustimmung des Bundes- 
rates 

1. zur Durchführung des Gewerbe- 
steuergesetzes Rechtsverordnungen 
zu erlassen 

a) über die Abgrenzung der Steuer- 
pflicht, 

b) über die Ermittlung des Ge- 
werbeertrags und des Gewerbe- 
kapitals, 

c) über die Festsetzung der Steuer- 
meßbeträge, 

soweit dies zur Wahrung der Gleich- 
mäßigkeit der Besteuerung und zur 
Vermeidung von Unbilligkeiten in 
Härtefällen erforderlich ist, 
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Entwurf 

d) über die Zerlegung des einheit- 
lichen Steuermeßbetrags und die 
Zerlegung bei der Lohnsummen- 
steuer; 

2. die Dritte Verordnung zur Durch- 
führung des Gewerbesteuergesetzes 
vom 31. Januar 1940 (RGBl. I 
S. 284) den Vorschriften dieses Ge- 
setzes anzupassen; 

3. ' Vorschriften durch Rechtsverord- 
nung zu erlassen 

a) über die Hinzurechnung oder 

. Kürzung von Beträgen bei Er- 
mittlung des Gewerbeertrags, die 
bei Ermittlung des Gewinns nach 
den Vorschriften für die Einkom- 
mensteuer oder Körperschaft- 
steuer zu berücksichtigen oder 
nicht zu berücksichtigen sind, 

b) über die Hinzurechnung oder 

Kürzung von Beträgen bei Er- 
mittlung des Gewerbekapitals^ 

die bei der Feststellung des Ein- 
heitswerts des gewerblichen Be- 
triebs nach den Vorschriften für 
die Einheitsbewertung zu berück- 
sichtigen oder nicht zu berück- 
sichtigen sind, 

c) über die Bemessung, Entrichtung 
und Anrechnung der zu leisten- 
den Vorauszahlungen, 

(2) Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, durch 
Verwaltungsanordnung für 
einzelne Fälle eine Hinzu- 
rechnung im Sinn von § 8 

Ziffer 8 beim Nutzenden der 
Wirtschaftsgüter und eine 
entsprechende Kürzung beim 
Empfänger der Miet- oder 
Pachtzinsen vorzuschreiben, 
auch soweit die bezeichneten 
Vergütungen an sich beim 
Empfänger zur Steuer nach 
dem Gewerbeertrag heran- 
zuziehen wären. 

S 8 

(1) Die Vorschriften des § 1 Ziffern 1 bis 
3 (Änderungen der §§ 2, 3 und 5 des Ge- 
werbesteuergesetzes) gelten vorbehaltlich der 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

d) über die Zerlegung des einheit- 
lichen Steuermeßbetrags und die 
Zerlegung bei der Lohnsummen- 
steuer; 

2, die Dritte Verordnung zur Durch- 
führung des Gewerbesteuergesetzes 
vom 31. Januar 1940 (RGBl. I 
S. 284) den Vorschriften dieses Ge- 
setzes anzupassen; 

3. Vorschriften durch Rechtsverord- 
nung zu erlassen 

a) über die Hinzurechnung oder 

Kürzung von Beträgen bei Er- 
mittlung des Gewerbeertrags, die 
bei Ermittlung des Gewinns nach 
den Vorschriften für die Einkom- 
mensteuer oder Körperschaft- 
steuer zu berücksichtigen oder 
nicht zu berücksichtigen sind, 

b) über die Hinzurechnung oder 

Kürzung von Beträgen bei Er- 
mittlung des Gewerbekapitals, 

die bei der Feststellung des Ein- 
heitswerts des gewerblichen Be- 
triebs nach den Vorschriften für 
die Einheitsbewertung zu berück- 
sichtigen oder nicht zu berück- 
sichtigen sind, 

c) über die Bemessung, Entrichtung 
und Anrechnung der zu leisten- 
den Vorauszahlungen. 

(2) entfällt 


§8 

(1) unverändert 
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Entwurf 

besonderen Regelung im Satz 2 erstmals für 
den Erhebungszekraum 1950. Die Vorschrift 
des § 1 Ziffer 2 Buchstabe a gilt: 

a) soweit cs sich um die Befreiung der Bank 
deutscher Länder und der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau handelt, auch für den 
Erhebungszeitraum vom 21. Juni bis 31. 
Dezember 1948 und den Erhebungszeit- 
raum 1949, 

b) soweit es sich um die Befreiung der Lan- 
deszentralbanken handelt, auch für den 
Erhebungszeitraum vom 21. Juni bis 31. 
Dezember 1948 und den Erhebungszelt- 
raum 1949 mit der Einschränkung, daß 
die Landeszentralbanken von der Ge- 
werbesteuer befreit sind, soweit sie .Auf- 
gaben staatswirtschaftlicher Art erfüllen. 
Diese Einschränkung gilt auch für den Er- 
hebungszeitraum 1950. 

(2) Die Vorschriften des § 1 über die Ge- 
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital gelten vorbehaltlich der 
besonderen Regelung im Satz 2 erstmals für 
den Erhebungszeitraum 1950. Die folgenden 
Vorschriften des § 1 gelten erstmals für den 
Erhebungszeitraum 1951; 


1. Ziffer 17, 

2. Ziffer 34, soweit es sich um 
die Vorschrift des § 35 c Ab- 
satz 2 des Gewerbesteuerge- 
setzes handelt. 

(3) Die Vorschriften des § 1 über die Lohn- 
summensteuer gelten erstmals für die Lohn- 
summe des Kalendermonats, der nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes beginnt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(2) Die Vorschriften des § 1 über die Ge- 
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital gelten vorbehaltlich der 
besonderen Regelung im Satz 3 erstmals für 
den Erhebungszeitraum 1950. In Ziffer 6 
Buchstabe b (§ 8 Ziffer 10 des Gewerbesteuer- 
gesetzes) tritt für den Erffebungszeitraum 
1950 an die Stelle der Bezeichnung »§ 11 
Ziffer 5 des Körperschaftsteuergesetzes“ die 
Bezeichnung „§ 11 Absatz 1 Ziffer 5 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung 
vom 28. Dezember 1950 (BGBl. 19A I 
S. 34)“. Die folgenden Vorschriften des § 1 
gelten erstmals für den Erhebungszeitraum 
1951; 

1. Ziffer 6 Buchstabe a, 

2. Ziffer 7 Buchstabe c, soweit es sich um 
die Anfügung der Ziffer 4 im § 9 des 
Gewerbesteuergesetzes handelt, 

3. Ziffer 12 Buchstaben a und b, 

4. Ziffer 17. 


(3) unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(4) § 6 der Verordnung über die Erhebung 
der Gewerbesteuer in vereinfachter Form 
vom 31. März 1943 (RGBl. I S. 237) ist erst- 
mals für den Erhebungszeitraum 1950 nicht 
mehr anzuwenden. Im übrigen sind die Vor- 
schriften der im § 4 dieses Gesetzes bezelch- 
neten Verordnungen von den Zeitpunkten 
ab nicht mehr anzuwenden, von denen ab 
ihre Anwendung mit diesem Gesetz in 
Widerspruch steht. Soweit sie nach Landes- 
recht bereits von früheren Zeitpunkten ab 
nicht mehr anzuwenden sind, verbleibt es 
dabei bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(5) Landesrechtliche Vorschriften sind von 
den Zeitpunkten ab nicht mehr anzuwende*., 
von denen ab die Vorschriften dieses Ge- 
setzes gelten. Abweichend von diesem 
Grundsatz treten außer Kraift: 

1. mit Ablauf des sechsten Kalendermonats, 
der auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgt, Im Land Rheinland-Pfalz das Ge- 
setz über die Erhebung der Lohnsummen- 
steuer durch die Gemeinden von Bhein- 
land-Pfalz vom 30. Dezember 1948 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz 1949 Teil I 
S. 3) in der Fassung des ersten und 
zweiten Änderungsgesetzes vom 25. 
August 1949 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz Teil I S. 349 und 350); 

2. vom 1. Januar 1948 ab im Land Würt- 
temberg-Hohenzollern die Rechtsanord- 
nung über Änderungen auf dem Gebiet 
der Gewerbesteuer vom 21. Dezember 
1945 (Amtsblatt des Staatssekretariats für 
das französisch besetzte Gebiet Württem- 
bergs und Hohenzollerns 1946 S. 1). 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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